
Zeitschrift für Beruf und Praxis

Der
Steuerberater

StB

3

Die erste Seite

Steuerberater 2021
Professor Dr. Jens M. Schmittmann

Einkommensteuer
41 Das Abzugsverbot f�r Sonderbetriebsausgaben

nach § 4i EStG – Teil 1
Univ.-Professor Dr. Heinz Kußmaul, Professor Dr. Ren� Sch�fer,
StB, FBIntStR, und Philipp Engel, M.Sc.

Abgabenordnung

46 Die Sch�tzung von Besteuerungsgrundlagen bei der Nichtabgabe
von Steuererkl�rungen
Dipl. Finw. Gerhard Bruschke, StB

Bilanzrecht

52 Auswirkungen der Corona-Pandemie auf den Jahresabschluss
der kleinen GmbH
Professor Dr. Marcus Oehlrich

Betriebliche Altersvorsorge

57 Betriebliche Altersversorgung in Zeiten von Corona
Diplom-Mathematiker Dr. Joachim Lutz und Betriebswirt (FH)
Sebastian Lutz

Steuerstrafrecht

62 Verl�ngerung der Verfolgungsverj�hrung f�r Steuerstraftaten
durch das Jahressteuergesetz 2020
Dr. jur. Dario Arconada Valbuena, LL.M. (Taxation), RA, FAStR,
und Dipl.-Finw. (FH) Thomas Rennar

Steuerrechtspflege

64 VG Frankfurt (Oder): Steuerrechtspflege als kritische Infrastruktur

Insolvenzsteuerrecht

67 FG D�sseldorf: Zur Einordnung von Einkommensteuer-
verbindlichkeiten als Masseverbindlichkeiten

75 FG D�sseldorf: Wiederaufleben von Abgabenforderung wegen
Anfechtung

StB-Report

79 Hinweise auf ausgew�hlte Verwaltungsanweisungen
und Stellungnahmen

72. Jahrgang M�rz 2021 Seiten 41–80

Fachmedien Recht und Wirtschaft | dfv Mediengruppe | Frankfurt am Main



 

Heft 3 N M�rz 2021 StB 57

Betriebliche Altersvorsorge

Diplom-Mathematiker Dr. Joachim Lutz und Betriebswirt (FH) Sebastian Lutz

Betriebliche Altersversorgung in Zeiten von Corona

Die Entwicklung der betrieblichen Altersversorgung re-

flektiert die wirtschaftlichen Auswirkungen der Corona-

Krise. Es ergeben sich St�rf�lle f�r Entgeltumwandlun-

gen bei Kurzarbeit. Gleiches gilt f�r Beitragsorientierte

Systeme bei Arbeitgeberfinanzierung. Die Maßnahmen

der Zentralbanken dr�cken die Zinsen weiter und lang-

fristiger ins Minus, mit der Folge, dass die Pensionsr�ck-

stellungen noch st�rker steigen werden. Das kann f�r

kleine und mittlere Unternehmen mit Pensionszusagen

(z.B. auch GGF-Zusagen) existenzbedrohend sein. Nach-

folgend werden L�sungsans�tze mit entsprechender ar-

beits- und steuerrechtlicher Expertise vorgestellt.

I. Einleitung

Die wirtschaftlichen Folgen der Corona-Krise sind drama-
tisch: Die Krise richtet in der gesamten europ�ischen Wirt-
schaft schweren Schaden an. Die j�ngsten Ver�ffentlichun-
gen zeigen, dass das Virus in Frankreich und im S�den noch
tiefere Spuren hinterlassen hat als in Deutschland. In der EU
sank das Bruttoinlandsprodukt im zweiten Quartal um
11,9% und in der Eurozone um 12,1%, der entsprechende
Wert f�r Deutschland betr�gt minus 10,1%.

Die wirtschaftlichen Fr�hindikatoren stimmen im dritten
Quartal f�r Deutschland wie auch f�r die EU insgesamt wie-
der etwas optimistischer. So ist z.B. die Zahl der Kurzarbei-
ter in Deutschland im Juli auf 5,6 Mio. Menschen gesunken.
Im Juni waren es noch 6,7 Mio., im Mai 7,3 Mio. Im Juni
setzte sich auch die im Mai begonnene Erholung fort: Ge-
gen�ber dem Vormonat stiegen die Exporte kr�ftig um
14,9%. Dennoch liegen die Ausfuhren noch 16 Prozent un-
ter dem Vorkrisenniveau im Februar 2020. F�r das Gesamt-
jahr rechneten der Deutsche Industrie- und Handelskammer-
tag (DIHK) und der Bundesverband der Deutschen Industrie
(BDI) zuletzt mit einem R�ckgang der Ausfuhren um 15%.
Im zweiten Halbjahr werden auch handelspolitische Risiken
wie z.B. ein m�glicher ungeordneter Brexit in den Fokus
r�cken.

Die Arbeitslosenzahlen werden in Deutschland wahr-
scheinlich die Drei-Millionen-Grenze �berschreiten. Au-
ßerdem wird sp�testens im n�chsten Jahr eine Insolvenz-
welle erwartet, mit Konsequenzen f�r Konjunktur und Ar-
beitsmarkt.

Diese Entwicklungen k�nnen auch gravierende Folgen f�r
die betriebliche Altersversorgung (bAV) haben.

Das trifft zun�chst unmittelbar f�r Entgeltumwandlungs-

vereinbarungen zu. W�hrend der Kurzarbeit bleiben die
Arbeits- und Dienstverh�ltnisse zwar bestehen, sodass alle
an das Arbeitsverh�ltnis gebundenen Fristen der bAV wie

z.B. Wartezeiten und Unverfallbarkeitsfristen weiter lau-
fen. Bei Kurzarbeit Null wird aber kein Gehalt gezahlt,
das f�r die bAV umgewandelt und zur Verf�gung gestellt
werden kann.

Entgeltumwandlungen in Form von unmittelbaren Pensions-
zusagen oder Unterst�tzungskassen werden w�hrend der
Kurzarbeit nicht mehr bedient. Die bis zum Pensionsalter er-
reichbaren Versorgungsleistungen werden entsprechend ge-
k�rzt, die Auswirkungen auf die H�he der Pensionsr�ckstel-
lungen sind aber in vielen F�llen (insbesondere, wenn die
Vereinbarungen schon mehrere Jahre bedient wurden) mar-
ginal, da zun�chst anstelle des Teilwerts ggf. der Barwert der
erdienten Anwartschaft steuerwirksam bilanziert wird (§ 6a
Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Satz 1 Hs 2 EStG, Barwert der unverfall-
baren k�nftigen Pensionsleistungen). Wenn nach Ende der
Kurzarbeit die Entgeltzahlung wieder aufgenommen wird,
kann die Pensionszusage wieder bedient werden und am En-
de des Wirtschaftsjahres (z.B. 2021) muss wieder der Teil-
wert der Pensionsverpflichtung einschließlich k�nftiger Bei-
tr�ge (Entgeltumwandlungen) nach § 6a EStG bilanziert
werden. Die Auswirkungen in der Handelsbilanz (BilMoG)
sind ohnehin nur sehr gering, da hier das Anwartschaftsbar-
wertverfahren (PUC-Methode, Projected-Unit-Credit, de-
gressiv quotiertes Anwartschaftsbarwertverfahren) ange-
wendet wird.

Bei versicherungsf�rmigen Durchf�hrungswegen (Direkt-
versicherung, Pensionskasse und Pensionsfonds sowie r�ck-
gedeckte Unterst�tzungskasse) k�nnen sich folgende L�-
sungsans�tze ergeben:

– Beitr�ge aus privatem Verm�gen zahlen, soweit dies f�r
den Mitarbeiter in der Phase der Kurzarbeit wirtschaft-
lich �berhaupt verkraftbar ist. Außerdem besteht der
Nachteil, dass der Lohnsteuervorteil entf�llt. Der Versi-
cherungsschutz und die H�he der versicherten Versor-
gungsleistungen bleiben in diesem Fall erhalten. Die an-
teilige versicherte Altersrente, die auf die Privatbeitr�ge
entf�llt, wird dann nicht voll versteuert, sondern nur mit
ihrem Ertragsanteil (Prozentsatz in Abh�ngigkeit vom
Rentenbeginnalter).

– Beitragsstundung f�r mit den Versicherern abzukl�ren-
den Dauern. Die Nachzahlung erfolgt dann per Einmal-
pr�mie oder einem erh�hten Folgebeitrag (wiederum mit
dem Versicherer zu kl�ren). Es k�nnen sich dann aber
lohnsteuerliche Probleme (H�he des Einmalbeitrags) er-
geben. Außerdem kann sich das Problem der Arbeitge-
ber-Nachhaftung ergeben, wenn der Arbeitnehmer vor
Nachzahlung der Beitr�ge aus dem Unternehmen aus-
scheidet (m�glicherweise auch als Folge der wirtschaftli-
chen Entwicklung des Arbeitgebers in der Corona-
Krise).
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– Beitragsfreistellung, mit der Folge, dass die versicherten
Leistungen sinken. Dabei sind die Fristen des jeweiligen
Versicherers zu beachten. Die Beitragsfreistellung f�hrt
zu einem reduzierten Versicherungsschutz, also auch
einer geringeren Altersrente oder Kapitalleistung. Ar-
beitsrechtlich ist zu beachten, dass die bestehenden
Entgeltverzichtsvereinbarungen anzupassen bzw. auszu-
setzen sind. Auch die M�glichkeit der Wiederinkraftset-
zung der Versicherungsvertr�ge sollte im Vorfeld gekl�rt
werden. Hier sind Fristen des Versicherers zu beachten.
Bei �berschreiten der Fristen kann z.B. der bislang gel-
tende (h�here) Garantiezins verloren gehen oder – bei
Vertr�gen mit Berufsunf�higkeits- und/oder Todesfall-
schutz – die entsprechenden Risiken nicht mehr versi-
cherbar sein oder nur mit Zuschl�gen auf den Beitrag
vom Versicherer angenommen werden (Stichwort: er-
neute Gesundheitspr�fung in fortgeschrittenem Alter).

– Beitragsabsenkung, ebenfalls mit der Folge der Minde-
rung der Versicherungsleistungen (auch Todesfall- und
Berufsunf�higkeitsleistungen m�ssen ggf. beachtet wer-
den). Die Rahmenbedingungen zu einer m�glichen sp�-
teren R�ckkehr zum „alten“ h�heren Beitrag bezogen auf
Fristen und Konditionen (z.B. erneute Gesundheitspr�-
fung) sollten im Vorfeld beachtet werden.

– Auch bei arbeitgeberfinanzierten Versicherungen k�n-
nen diese Optionen grunds�tzlich zur Anwendung kom-
men.

II. Arbeitgeberfinanzierte
Versorgungsordnungen

In allen F�llen (Arbeitgeber- und Arbeitnehmerfinanzie-
rung) m�ssen aber zwingend vertragliche Anpassungen der
getroffenen Regelungen erfolgen. Außerdem sind eine Viel-
zahl arbeitsrechtlicher Fragestellungen, insbesondere bei
der Arbeitgeberfinanzierung von unmittelbaren Pensionszu-
sagen (und hier vor allem bei klassischen Leistungszusagen)
zu analysieren und zu l�sen. Wie werden diese entgeltlosen
Dienstzeiten behandelt, enth�lt die Pensionszusage schon
eine Regelung f�r diesen Fall?

Aktuell kann die Bezugsdauer des gesetzlichen Kurzarbei-
tergeldes bis zu 21 Monaten betragen.1 Bei l�ngeren Phasen
mit Kurzarbeit Null k�nnen volle anrechnungsf�hige
Dienstjahre betroffen sein, in diesem Zusammenhang spielt
auch die Vorschrift der Dienstjahrrundung wie z.B. nur An-
rechnung voller Dienstjahre oder Aufrundung von mehr als
sechs Monaten auf ein Dienstjahr eine Rolle. Greift hier
z.B. eine bestehende Teilzeitregelung? Oder kann jetzt eine
Teilzeitregelung in der Versorgungsordnung erg�nzt wer-
den? Oder k�nnen entgeltlose Dienstzeiten als nicht renten-
f�hig definiert werden? Bei Bestehen eines Kollektivvertra-
ges (Betriebsvereinbarung, Tarifvertrag) m�ssen die be-
stehenden Versorgungsregelungen im Einvernehmen mit
dem Sozialpartner an die aktuellen Rahmenbedingungen an-
gepasst werden. Außerdem sollten �ffnungsklauseln f�r die
Fortsetzung der Versorgungsregelungen nach der Corona-
Krise vereinbart werden. Im Falle des Bestehens einzelver-
traglicher Regelungen sind diese mit den jeweiligen Mitar-
beitern um die m�glichen Handlungs-Optionen w�hrend
und nach der Corona-Krise zu besprechen und zu beschlie-
ßen. Die jeweiligen Schritte sowohl bei Kollektiv- als auch

einzelvertraglichen Vereinbarungen sollten von einem Sach-
verst�ndigen der betrieblichen Altersversorgung (Rechtsbe-
ratung) begleitet werden.

III. Behandlung von Pensionszusagen bei
gesch�ftsf�hrenden Gesellschaftern von
Kapitalgesellschaften

Auch Pensionszusagen von gesch�ftsf�hrenden Gesellschaf-
tern bei Kapitalgesellschaften k�nnen infolge der wirtschaft-
lichen Schwierigkeiten in der Corona-Krise gef�hrdet sein.
Die handelsbilanziellen Pensionsr�ckstellungen werden auf-
grund der weiteren Zinssenkungen in den voraussichtlich
von der Krise betroffenen Wirtschaftsjahren 2020 bis 2022
weiter �berproportional steigen. M�gliche steigende Kapi-
talmarktzinsen wurden nach den von den Zentralbanken
schon beschlossenenMaßnahmen nochweiter in die Zukunft
geschoben. Hierzu gibt es eine aktuelle Initiative von BDA
(Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverb�nde)
und IVS (Institut der Versicherungsmathematischen Sach-
verst�ndigen f�r Altersversorgung) vom 23.9.2020, mit der
ein Moratorium der HGB-Zinsen auf den Stand 31.12.2019
f�r 3 Jahre (2020 bis 2022) und eine gesetzliche Neufestset-
zung des HGB-Zinssatzes in diesem Zeitraum (Abkopplung
von den Kapitalm�rkten hin zu unternehmensspezifischen
Zinss�tzen) angeregt wird. Es muss abgewartet werden, ob
und wie der Gesetzgeber hierauf reagiert.

Um die �berschuldung der Unternehmen aber jetzt unmit-
telbar zu verhindern bzw. abzumildern, k�nnen z.B. Rang-
r�cktritte und/oder K�rzung der Pensionsanwartschaften so-
wie Umwandlung in Kapitalzusagen vereinbart werden.
Steuerrechtliche Risiken, die in diesem Zusammenhang ent-
stehen k�nnen, sollten durch sorgf�ltige Analyse und rechts-
beratende Begleitung der Maßnahmen minimiert werden.

Eine Neuordnung von unmittelbaren Pensionszusagen im
Rahmen der arbeitsrechtlichen M�glichkeiten kann z.B. die
Teilung in past- und future-service, Umwandlung in Kapital-
zusagen mit Raten- und Rentenoption sowie Beitragsorien-
tierung anstelle Leistungsprimat beinhalten.

1. Entwicklung der Pensionsr�ckstellungen
2019–2028

Steuerbilanz,2Werte in EUR:

Tabelle 1: Beispiel f�r eine betriebliche unmittelbare Pensionszu-
sage

Mann (beherrschender gesch�ftsf�hrender
Gesellschafter der X-GmbH)

Geburtsdatum
Eintrittsdatum
Zusagedatum
Altersgrenze
Altersrente (p.a.)
zugesagte Rentendynamik

1.1.1962
1.1.2004
1.1.2009
67 Jahre
24 000 EUR
2% p.a.

1 Die gesetzliche Regelung des Kurzarbeitergeldes ist in der Corona-Krise
unter bestimmten Voraussetzungen bis Ende 2021 verl�ngert worden.

2 Teilwert § 6a EStG, Richttafeln Dr. K. Heubeck 2018 G, Rechnungszins
6%, Handelsbilanz, Anwartschaftsbarwert, degressives m/n-tel Verfah-
ren PUC, Rechnungszins 2019 2,71% 10-Jahresdurchschnitt, von der
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Die steuerwirksamen Pensionsr�ckstellungen betragen ak-
tuell ca. 75% (31.12.2019) und sinken auf unter 60%
(31.12.2028) bezogen auf die handelsbilanziellen Werte.
Die gewinnmindernden Zuf�hrungen werden tats�chlich
nur anteilig in H�he von ca. 50% steuerlich anerkannt
(Zuf�hrung BilMoG insgesamt 342 TEUR und EStG 174
TEUR). Oder anders ausgedr�ckt: die H�lfte der Zuf�h-
rungen zur Pensionsr�ckstellung werden als steuerpflich-
tige Gewinne behandelt. Ohne die fest vereinbarte Ren-
tendynamik w�re das steuerliche Ergebnis noch schlech-
ter, da in diesem Fall die Vorausfinanzierung der
Anpassung laufender Renten steuerrechtlich nicht zul�s-
sig ist.

2. Neuordnung der Pensionszusage

Die bestehende Pensionszusage wurde nun im Jahre 2019
mit dem Ziel der betriebswirtschaftlichen Optimierung (An-
n�herung der handelsrechtlichen und steuerwirksamen Pen-
sionsr�ckstellungen) neugeordnet: Teilung in past- und futu-
re-service zum 1.1.2019, future-service als beitragsorien-
tierte Kapitalzusage mit Rentenoption:

Stichtag der Umstellung 1.1.2019
Effektive Zusagedauer bis 1.1.2019 120 Monate
M�gliche Zusagedauer bis Alter 67 240 Monate
K�rzungsfaktor 120/240 = 0,5
Barwertfaktor im Alter 67 (steuerlicher Wert) 13,073

(A) Past-Service
m/n-tel Anwartschaft zum 1.1.2019 (Rente) 12000 EUR
entspricht einem wertgleichen Alterskapital von 157000 EUR
(auf volle TEUR gerundet)

(b) Future-Service
Beitragsorientierte Leistungszusage als Kapitalleistung
(Alterskapital)

Die H�he des Versorgungskapitals betr�gt je Dienstjahr ab
2019: 15700 EUR (zugesagter Versorgungsbeitrag f�r 10
Jahre, Garantie der Kapitalerhaltung)

Im Ergebnis f�hrt die Summe der Versorgungsbeitr�ge �ber
10 Jahre bis zum Pensionsalter zu einem Alterskapital von
157000 EUR, dies entspricht dem steuerrechtlichen Barwert
der urspr�nglichen Pensionszusage �ber 12000 EUR j�hrli-
cher Altersrente (future-service).

3. Bilanzielle Auswirkung der Neuordnung

Hinweise zu den Bewertungen:

– steuerlicher Teilwert (§ 6a EStG): Der past-service muss
mit dem Teilwert bewertet werden, obwohl die Anwart-
schaft schon erdient ist (OFD Hannover, Verf�gung vom
11.8.2009 – S 2742 – 202 – StO 241). Der future-service
wird ebenfalls mit dem Teilwert angesetzt.

– Handelsbilanzieller Erf�llungsbetrag (§ 253 HGB): Der
past-service wird mit dem Barwert der vollen Anwart-
schaft bewertet (bei vorzeitigem Ausscheiden erfolgt
keine K�rzung mehr, da die Leistung zum 1.1.2019 er-
dient war). Der future-service wird wie in der Vergangen-

Fortsetzung Leistungszusage

Bilanzjahr BilMoG-Zins BilMoG EStG

31.12.2019 2,71% 185.000             140.000     

31.12.2020 2,30% 223.000             154.000     

31.12.2021 1,84% 267.000             170.000     

31.12.2022 1,54% 309.000             186.000     

31.12.2023 1,27% 352.000             203.000     

31.12.2024 1,07% 393.000             222.000     

31.12.2025 1,07% 424.000             243.000     

31.12.2026 1,07% 457.000             265.000     

31.12.2027 1,07% 491.000             288.000     

31.12.2028 1,07% 527.000             314.000     

Tabelle 2: Entwicklung der Leistungszusage BilMoG/EStG

Abb. 1: Vergleich BilMoG/EStG

Bilanzjahr  past-service  future-servi Summe  past-service  future-servi Summe

31.12.2019 162.000     12.000       174.000  70.000            69.000       139.000     

31.12.2020 181.000     25.000       206.000  77.000            76.000       153.000     

31.12.2021 202.000     39.000       241.000  85.000            84.000       169.000     

31.12.2022 218.000     55.000       273.000  93.000            93.000       186.000     

31.12.2023 233.000     71.000       304.000  101.500          102.000     203.500     

31.12.2024 245.000     87.000       332.000  111.000          112.000     223.000     

31.12.2025 249.000     104.000     353.000  121.500          122.000     243.500     

31.12.2026 254.000     121.000     375.000  132.500          133.000     265.500     

31.12.2027 259.000     139.000     398.000  144.000          145.000     289.000     

31.12.2028 264.000     157.000     421.000  157.000          157.000     314.000     

BilMoG EStG

Tabelle 3: Vergleich der bilanziellen Auswirkung

Abb. 2: Umstellung auf BoLZ/BilMoG

Bundesbank f�r Dezember 2019 ver�ffentlicht, prognostizierte Zinsent-
wicklung 2020 bis 2028, s. Tableau.
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heit bei der Bestandszusage nach der PUC-Methode (de-
gressives m/n-tel Verfahren) bewertet.

4. Bilanzielle Entlastung

Die handelsbilanzielle R�ckstellung (BilMoG) sinkt im
Jahr der Neuordnung der betrieblichen Pensionszusage
um 11000 EUR gegen�ber der unver�nderten Zusage.
�ber die n�chsten neun Jahre bis zum Pensionsalter steigt
die Differenz auf insgesamt 106000 EUR (Barwert der
neugeordneten Zusage 421000 EUR und Barwert ohne
Neuordnung 527000 EUR). Die Minderung der Zuf�hrun-
gen �ber zehn Jahre sind betr�chtlich, der Barwert wird
um gut 20% gek�rzt (Entlastung der Bilanz um diesen
Wert).

Die steuerwirksamen R�ckstellungen und damit die gewinn-
mindernden Zuf�hrungen zur Pensionsr�ckstellung ver�n-
dern sich dagegen nicht (Abweichungen in dem Ergebnis-
tableau in einzelnen Jahren 0 oder 1000 aufgrund der Rund-
ungen auf volle TEUR der beiden Einzelwerte f�r past- und
future-service).

Falls die Pensionszusage neben der Altersrente auch Inva-
liden- und Hinterbliebenenrenten vorsieht (z.B. Invaliden-
rente 24000 EUR analog Altersrente und 60%, also
14400 EUR Witwenrente), k�nnte wie folgt vorgegangen
werden: der Kapitalwert der zugesagten Altersrente im
Pensionsalter 67 wird um die Anwartschaft auf Witwen-
rente in der Rentenphase erh�ht (Barwert der Altersrente
einschließlich Anwartschaft auf Hinterbliebenenrente im
Pensionsalter 67 nach steuerrechtlichen Grunds�tzen). Der
Kapitalwert wird daher etwas h�her ausfallen. Die An-
wartschaft auf Invalidenrente bleibt unver�ndert bestehen,
das bietet sich insbesondere dann an, wenn die zugesagte
Leistung versichert ist (Berufsunf�higkeits-R�ckdeckungs-
versicherung). Da die Invalidenrente eine auf das Pensi-
onsalter befristete Leistung (sog. abgek�rzte Rente) dar-
stellt, ist das Gewicht dieser Versorgungsleistung an der
Gesamtr�ckstellung nicht sehr hoch. Auch die Witwen-
rente bei Tod vor Erreichen der Altersgrenze 67 Jahre
kann unver�ndert aufrecht erhalten bleiben, dies gilt ins-
besondere unter dem Gesichtspunkt des Versorgungsge-

dankens. Wenn dieser Fall eintritt, ist die Pensionsr�ck-
stellung f�r die laufende Witwenrente (Barwert der Wit-
wenrente) zwar nicht zu vernachl�ssigen, gleichzeitig
entf�llt aber die Anwartschaft auf Altersrente, da diese
aufgrund des vorzeitigen Todes nicht mehr f�llig werden
kann.

Die gesamten Auswirkungen der Neuordnung der betriebli-
chen Pensionszusage mit den Leistungsarten Alter, Invalidi-
t�t und Tod (jeweils als Rentenzusage) f�hren somit zu
einem vergleichbaren Ergebnis zu den oben dargestellten bi-
lanziellen Auswirkungen der Neuordnung der Pensionszusa-
ge durch Aufteilung in past- und future-service und Umstel-
lung auf Alterskapital anstelle Altersrente sowie Beitrags-
orientierung f�r den future-service beschr�nkt auf die
Leistungsart Altersrente.

IV. Auszahlungsoptionen

Als nachteilig kann die Umwandlung der Rentenzusage in
ein Alterskapital aufgrund der ggf. hohen Steuerlast angese-
hen werden (Besteuerung der hohen Einmalzahlung anstelle
der Besteuerung der laufenden Rentenraten). Es ist aber
auch zu bedenken, dass bei Ver�ußerung des Unternehmens
die bestehende Zusage, selbst wenn sie sogar nach handels-
rechtlichen Grunds�tzen ausfinanziert ist, als Hindernis von
dem potenziellen K�ufer (oder Kind, das die GmbH �ber-
nehmen m�chte) gesehen wird. Der Erwerber �bernimmt
mit der Rentenzusage das Langlebigkeitsrisiko, es entstehen
laufende Verwaltungskosten f�r die Abwicklung der Alters-
rente und ggf. anschließenden Witwenrente, die Zusage
muss weiterhin bilanziert werden (hohe handelsbilanzielle
R�ckstellungen verschlechtern das Rating der GmbH) und
es entstehen Kosten f�r die Bilanzgutachten. Als L�sung des
Problems im Rahmen des Verkaufs kann dann die Kapital-
zahlung auch sehr willkommen sein.

Zun�chst k�nnte die Steuerbelastung durch Verschiebung
des Auszahlungszeitpunkts in das Folgejahr nach Erreichen
der Altersgrenze (F�lligkeit zum 15.1. des Folgejahres) ab-
gesenkt werden, da ab diesem Kalenderjahr die laufenden
Gesch�ftsf�hrer-Verg�tungen entfallen. Alternativ kommen
auch Ratenzahlungen (z.B. �ber 3 bis 15 Jahre) oder eine
Verrentung (mit Auslagerung des Langlebigkeitsrisikos) in
Frage.

Bei Erreichen der Altersgrenze steht also auf Wunsch ein
Kapitalwert als Alterskapital oder zur Einzahlung in eine le-
benslange Leibrente �ber einen externen Versorgungstr�ger
(z.B. r�ckgedeckte Gruppenunterst�tzungskasse) zur Verf�-
gung. Alternativ sind auch Auszahlungspl�ne (Ratenzahlun-
gen) sowie anteilige �bertragungen des R�ckdeckungsver-
m�gens (z.B. Wertpapiere) m�glich.

Die Versteuerung erfolgt erst bei Bezug der Versorgungs-
leistungen als Eink�nfte aus nichtselbstst�ndiger Arbeit
(§ 19 EStG). Die Anwendung der F�nftelungsregelung gem.
§ 34 Abs. 1 EStG ist bei Dotierung, also Erdienung der Zu-
sage �ber mehrere Jahre m�glich.

Versorgungsleistungen in H�he der angesparten Beitr�ge
k�nnen auch im vorzeitigen Versorgungsfall Invalidit�t oder
Tod gew�hrt werden.

Abb. 3: Umstellung BoLZ auf EStG
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V. Wertpapiergebundene Zusage

Der future-service kann auch als wertpapiergebundene Ka-
pitalzusage gestaltet werden. Die wertpapiergebundene Pen-
sionszusage ist eine beitragsorientierte Leistungszusage mit
Mindestleistung, deren arbeitsrechtlicher Verpflichtungs-
umfang auf den Wert des Planverm�gens (Wertpapiere) ab-
stellt.3

Die wertpapiergebundene Altersversorgung erf�hrt eine v�l-
lig andere handelsbilanzielle Bewertung. Diese Sonderbe-
wertung kommt zur Anwendung, wenn sich die H�he der Al-
tersversorgungsverpflichtung nach dem beizulegenden Zeit-
wert von Wertpapieren richtet. Die entsprechende
gesetzliche Grundlage ergibt sich mit § 253 Abs. 1 Satz 3
HGB:

„Soweit sich die H�he von Altersversorgungsverpflichtun-
gen ausschließlich nach dem beizulegenden Zeitwert von
Wertpapieren im Sinn des § 266 Abs. 2 A. III. 5 bestimmt,
sind R�ckstellungen hierf�r zum beizulegenden Zeitwert
dieser Wertpapiere anzusetzen, soweit er einen garantierten
Mindestbetrag �bersteigt“

Bei der wertpapiergebundenen Versorgungszusage wird die
Pensionsverpflichtung nicht mehr versicherungsmathema-
tisch bewertet (Teilwert, Anwartschaftsbarwert oder PUC-
Methode), sondern der Wert der Verpflichtung richtet sich
ausschließlich nach dem Zeitwert des Wertpapieres bzw. all-
gemeiner nach dem Zeitwert des R�ckdeckungsverm�gens.
Insoweit werden die versicherungsmathematischen Bewer-
tungen obsolet.

Der Gesetzgeber spricht in § 253 Abs. 1 Satz 3 HGB von
Wertpapieren im Sinne von § 266 Abs. 2 A. III. 5. Nach dem
Zweck der Vorschrift sind Wertpapiere im weitesten Sinne
angesprochen. Zu ihnen geh�ren z.B. auch R�ckdeckungs-
versicherungen, wenn und soweit der Umfang der zugesag-
ten Versorgungsleistungen durch die Leistungen aus der
Versicherung determiniert ist.

Die Wertpapiere werden nach den handelsrechtlichen Vor-
schriften (§ 253 Abs. 3 und 4 HGB) bewertet, wenn sie nicht
zugriffsfrei (§ 246 Abs. 2 Satz 2 HGB) ausgelagert werden
(z.B. Pfandrecht oder Treuhand) oder mit der Versorgungs-
zusage eine Bewertungseinheit i.S. v. § 254 HGB bilden
(die Leistungen der Versorgungszusage werden explizit den
Wertstellungen der Wertpapiere zugeordnet).

Beim Vorliegen einer Bewertungseinheit werden die Wert-
papiere also mit ihrem Zeitwert aktiviert und die Zusage in
gleicher H�he passiviert. Bei zugriffsfreier Auslagerung des
Planverm�gens (Pfandrechte, Treuhandl�sungen) sind diese

unmittelbaren Pensionszusagen also bilanzneutral nach
HGB (BilMoG) sowie IFRS und USGAAP.

Trotz Bilanzneutralit�t werden aber steuerwirksame Pensi-
onsr�ckstellungen gewinnmindernd angesetzt. Und im aktu-
ellen Zinstief ganz wichtig: die laufenden Zinssenkungen
haben keinen Einfluss auf die Bilanz.

Die Dotierung der Pensionszusagen ist lohnsteuerfrei (keine
Deckelung der Beitr�ge auf 8% BBG wie bei den versiche-
rungsf�rmigen Durchf�hrungswegen, § 3 Nr. 63 EStG) und
sozialabgabenfrei (arbeitgeberfinanziert). Bei Arbeitneh-
merfinanzierung gilt f�r die Sozialversicherungsbefreiung
aber die Begrenzung auf 4% BBG.

Die Dotierung der Verm�gensanalage kann sehr flexibel ge-
staltet werden: laufende monatliche oder j�hrliche Zahlun-
gen (Arbeitgeberfinanzierung und/oder Entgeltumwand-
lung), Einmalzahlungen, Aufstockungen, Bonuszahlungen
(Zusch�sse) des Arbeitgebers bei Entgeltumwandlung etc.

Bei Erreichen der Altersgrenze steht auf Wunsch ein Kapi-
talwert als Alterskapital oder zur Einzahlung in eine lebens-
lange Leibrente zur Verf�gung. Alternativ sind auch Aus-
zahlungspl�ne sowie anteilige �bertragungen der Wertpa-
piere m�glich.

Versorgungsleistungen in H�he der angesparten Beitr�ge
k�nnen auch im vorzeitigen Versorgungsfall Invalidit�t oder
Tod gew�hrt werden.

Dr. Joachim Lutz, Dipl.-Mathematiker, ist f�r
die Lutz Pension Consulting GmbH als Gutach-
ter und Berater in der betrieblichen Altersversor-
gung sowie IVS-Sachverst�ndiger (Institut der
versicherungsmathematischen Sachverst�ndigen)
und Aktuar t�tig. Ferner ist er Autor vieler wis-
senschaftlicher und praktischer Fachpublikatio-
nen auf den Gebieten der bAV und zudem Fach-
dozent f�r die rechts-, unternehmens- und steuer-
beratenden Berufe.

Sebastian Lutz, Betriebswirt (FH), ist gesch�fts-
f�hrender Gesellschafter der Lutz Pension Con-
sulting GmbH, er ist als Gutachter und Berater in
der betrieblichen Altersversorgung t�tig. Zudem
ist er Autor einiger Fachartikel im Bereich der
betrieblichen Altersversorgung.

3 Vgl. Lutz, StB 2018, 99 ff.
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